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Oesterreich am Scheidewege

In der « Arbeiterzeitung », dem Zentralorgan der SoziaHstischen
Partei Oesterreichs, schreibt Nationalrat Dr. Alfred Migsch am
6. Juni unter dem Titel « Am Scheidewege » zum Thema der
Verstaatlichung u. a.:

«Der Kampf um die Sozialisierung hat begonnen. Der Unter-
ausschuss des Parlaments ist in die Beratung über den von der
Sozialistischen Partei eingebrachten Verstaatlichungsantrag
eingetreten. In diesem Ringen wird in hohem Masse das
zukünftige Schicksal des neuen Oesterreich
entschieden werden. Wird den schöpferischen Kräften des
Aufbaues, der bewussten Gestaltung des menschlichen Zusammenlebens,

der Weg freigelegt, oder werden die Mächte der alten,
vermorschten Welt noch so stark sein, ihren Durchbruch zu hemmen
— das ist die Frage, die in den nächsten Tagen beantwortet sein
wird.

Wir Sozialisten haben keine Doktrinen zu verwirklichen.
Unser Ziel ist der Aufbau einer krisenfreien Wirtschaft, die VoU-
beschäftigung gewährt, jeden in den Genuss seines Arbeitsertrages
setzt, die Lebenshaltung des ganzen Volkes entsprechend der
steigenden Produktivität der Volkswirtschaft andauernd hebt und den
Alten einen würdigen Lebensabend sichert. Dieses Ziel ist erreichbar,

wenn der Mensch, so wie er sich in den letzten zwei Jahrhunderten

die blinden Naturkräfte auf Grund der entfalteten
Naturwissenschaften durch Technik, Chemie und Biologie unterworfen
und dienstbar gemacht hat, nunmehr auf Grund der Erkenntnisse
der modernen GeseUschaftswissenschaften auch die Wirtschaftskräfte

zu beherrschen und zu lenken lernt.
Man komme nicht mit der abgeschmackten Behauptung, wir

woUten den Gewerbetreibenden, den Kaufmann und den Bauern
«sozialisieren» und ihnen ihr Eigentum wegnehmen; dieses Schlagwort

ist ebenso dumm wie verlogen. Das wissen seine Erfinder ganz
genau; es dient ja nur dem Zweck, den kleinen Mann wiederum
vor den Karren des Finanzkapitals zu spannen. Diese Betriebe
sowie die kleine und mittlere Industrie sozialisieren

zu wollen, würde die Volkswirtschaft mit
sinnlosen Kosten belasten und die Hebung des
Lebensstandards des ganzen Volkes hemmen. Wir
sind genaue Rechner und wissen, dass der Bauer und aUe diese
Schichten ihre Betriebe auch volkswirtschaftlich am besten führen,
wenn sie in ihrem Privateigentum verbleiben.
Was wir anstreben, ist die Ueberführung der vom Finanzkapital
beherrschten Einsatz- und Kommandostellen der Wirtschaft — also
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der Grossproduktion und der Schlüsselindustrie — in das Eigentum

der GeseUschaft. Dieser Schritt ist notwendig, weil er die
Voraussetzung für die Gesundung und den planvoUen Aufbau unserer
Volkswirtschaft ist. Als Beweis für seine Notwendigkeit verweisen
wir auf die Geschichte der letzten zwei Jahrzehnte, in der aUe

Schichten des österreichischen Volkes die schwer getroffenen Opfer
des kapitalistischen Wirtschaftssystems waren.

Wenn wir nunmehr vor der Aufgabe stehen, aus den Trümmern
des politischen, wirtschaftlichen und sozialen Chaos, das uns die
kapitaHstisch-faschistische Politik hinterlassen hat, dem
österreichischen Volke ein neues Haus zu bauen, so ist unsere SteUung
klar und eindeutig. Ist dies auch die Haltung der OeVP? (der
vorwiegend katholischen österreichischen Volkspartei, die in den
Wahlen vom November 1945 zur stärksten Partei geworden ist, die
Red.). Setzen sich die demokratisch-positiven Kräfte der ihr
angeschlossenen Bauern- und Mittelschichten durch, dann ist der Weg
zu einer glücklicheren Gestaltung der Zukunft Oesterreichs freigelegt;

dann ist voraussichtlich für eine lange Periode hinaus der
Klassenfriede hergesteUt und die Grundlage für den wirtschaftlichen

und kultureUen Aufstieg aller werktätigen Schichten
gesichert. »

Die Kirchen und die Gewerkschaften
in Holland

In einem in der « Gewerkschaftlichen Rundschau » vom Dezember

1945 veröffentlichten Artikel über die schwierige Preis- und
Lohnbüdung in Holland haben wir einleitend gezeigt, wie in den
Niederlanden durch Not und gemeinsamen Widerstand eine
weitgehende Zusammenarbeit der Gewerkschaften verschiedener
Richtungen zustande gekommen ist. Wenn auch den Anstrengungen des

freigewerkschaftlichen HoUändischen Gewerkschaftsbundes (NW)
kein Erfolg beschieden war, der schon während der Besetzung mit
den ebenfalls iUegalen konfessionellen Gewerkschaftszentralen zu
einer Absprache über eine Fusion nach dem Krieg kommen wollte,
so gelang es doch noch während der Besetzung sozusagen unter der
Nase der Gestapo und des deutschen Sicherheitsdienstes, eine gut
fundierte Verabredung zu treffen über die Gründung eines
gemeinsamen Rates mit dem katholischen und dem

evangelischen Gewerkschaftsbund. In diesem Rat, der als eine
Art Dachorganisation gedacht war, sollten der NW, der katholische
«Rooms-KathoUeke Werkliedenverbond» (RKWV) und der evan-

284


	Oesterreich am Scheidewege

